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Sachverhalt und Antr*ge 

I. Auf die am 23. April 1979 unter Inanapruchnabme der 
deutachen Prioritt vom 2. Dezember 1978 eingegangenen 

Patentanmeidung wurde am 20. Juli 1982 ein Patent mit der 

Nr. 0 011 667 erteilt. 

11. Der Hinweis Uber die Patenterteilung wurde im Patentblatt am 

8. September 1982 veröffentlicht. Am 8. Juni 1983 iegte die 

BeschwerdefUhrerin per Telex, welches rechtzeitig 

schriftlich bestMtigt wurde, Einspruch gegen das erteilte 

europäische Patent ein und beantragte, das erteilte Patent 
mangeis erfinderischer Tätigkeit zu widerrufen, da die 

Lösung der gesteliten Aufgabe (gegenliber der nachträglich 
genannten DE-C-868 601) nicht erfinderiBch sei. 

In der mUndlichen Verhandlung vom 11. Oktober 1984 bean-

tragte die Patentinhaberin vor der Einspruchsabteilung die 

Aufrechterhaitung ihres Patents mit geänderten IJnteriagen, 

whrend die Einsprechende den Antrag ste].lte, das Patent zu 

widerrufen. Nach Beratung der Abteilung teilte der Vor-

sitzende den Beteiligten mit, daB beabsichtigt sei, das 

Patent 0 011 667 auf Grundlage geanderter PatentanaprUche 

und einer entsprechend angepa3ten Beschreibung aufrechtzu-

erhalten. Aufgrund der genannteri beabsichtigten Anderungen 
werde die Mitteilung gemäB Regel 58 (4) EPU mit den geänder-

ten Unterlagen ergehen. 

Dementsprechend erging am 30. Oktober 1984 die Mitteilung 

gemä3 Regel 58 (4) EPU. Mit dieser Mitteilung wurden die 

Beteiligten gebeten, innerhaib einer Frist von einem Monat 

nach Zustellung dieser Mitteilung Steilung zu nebmen, wenn 

sie mit der Fassung, in der das europäische Patent aufrecht-

erhaiten werden soil, nicht einverstanden sind. Die Mit-

teiiung enthielt ferner folgende Hinweise: 
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, 1. Erhebt der Patentinhaber innerhaib der genannten 
Frist keine Einwendungen gegen die Fassung, in der 
das Patent aufrechterhalten werden soil, und geben die 
Einwendungen der Einsprechenden keinen Anlal3, von dieser 
Fassung abzuweichen, so erläl3t die Einspruchsabteilung 
eine Zwischenentscheidung i.S.v. Artikel 106 (3) EPU, in 
der festgestellt wird, daB das Patent und die Erfindung, 
die es zurn Gegenstand hat, unter BerUcksichtigung der vom 
Patentinhaber im Einspruchsverfahren vorgenomznenen nde-
rungen den Erfordernissen des EPU genligen. Gegen diese 

Entscheidung wird die gesonderte Beschwerde zugelassen. 

Erhebt der Patentinhaber innerhaib der genannten Frist 
Einwendungen gegen die Fassung, in der das Patent auf-
rechterhalten werden soil, so wird das Einspruchsverfahren 
fortgesetzt. Ggf. wird das europische Patent widerrufen. 
Gegen diese Entscheidung kann Beschwerde erhoben werden. 

Erhebt keiner der Beteiligten innerhaib der genannten 

Frist Einwendungen gegen die Fassung, in der das Patent 

aufrechterhalten werden soil, so ergeht die Aufforderung 
gernäl3 Regel 58 (5) EPU. Wird dieser Aufforderung ent-
sprochen, beschliei3t die Einspruchsabteilung die Auf-
rechterhaltung des Patents in geändertem TJmfang (Artikel 

102 (3) EPtJ. 

Der Einsprechende, der keine Einwendungen gegen die 

mitgeteilte Fassung erhoben hat, ist durch die Aufrecht-
erhaltung in geändertem Ijmfang nicht beschwert. Ibm steht 

daher keine Beschwerde gegen diese Entscheidung mehr zu 
(Artikei 107, Satz 1 EPU)". 

V. Nach Ablauf der 1-Monatsfrist teilte die Einsprechende mit 

ihrem Schreiben vom 6. Dezember 1984, das am 
12. Dezember 1984 beim Europäischen Patentamt einging, mit, 
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da2 sie mit der Aufrechterhaltung in geändertem Umfang nicht 

einverstanden sei. Der Antrag, das Patent in vollem Umfang 

zu widerrufen, wird wiederholt. 

Mit Schreiben vom 9. Januar 1985 wurde der Einsprechenden 

gemäB Regel 69 (1) EPU mitgeteilt, daB ihr Schreiben vom 

6. Dezember 1984 versptet eingegangen sei und daher keine 

BerUcksichtigung mehr finden könne. Daher werde das 

Verfahren nach Regel 58 (5) EPU fortgesetzt. Falls die 

Einsprechende der Auffassung sei, daB diese Feststellung 

nicht zutreffe, könne sic innerhalb einer Frist von 2 

Monaten nach Zustellung dieser Mitteilung eine Entscheidung 

des Europäischen Patentamts nach Regel 69 (2) EPU 

beantragen. Eine solche Entscheidung wurde nicht beantragt. 

Am 16. April 1985 erging die Mitteilung gem13 Regel 58 (5) 

EPU. Die Patenthaberin zahite daraufhin die erforderlichen 

GebUhrefl und reichte die angeforderten Ubersetzungen der 

Patentansprliche em. 

VIII.Am 5. August 1985 erging die Entscheidung Uber die Aufrecht-

erhaltung des europäischen Patents 0 011 667 in dem gender-

ten Umfang gemB Artikel 102 (3) EPU durch den zuständigen 

Formalsachbearbeiter. 

IX. Gegen die Aufrechterhaltung des europäischen Patents wandte 

sich die BeschwerdefUhrerin mit ihrem Telex vom 

29. August 1985 und legte am 3. Oktober 1985 per Telex, 

welches schriftlich besttigt wurde, Beschwerde ein mit dem 

Antrag, die Entscheidung aufzuheben und die Erteilung des 

Patents 0 011 667 zu widerrufen und die Beschwerde- 

gebuhr zurflckzuzahlen. Zur BegrUndung ihrer Beschwerde 

flihrte die BeschwerdefUhrerin in wesentlichen aus, daB für 

einen Einsprechenden kein Rechtsverlust eintrete, wenn er 
auf die t4itteilung gemäl3 Regel 58 (4) EPU nicht reagiere. 
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Das Stillschweigen eines Einsprechenden könne nicht ale 

Einverstndnis im Sinne der Billigung der zuletzt vorge-

legten Fassung der ArisprUche, sondern allenfalls ale 

Verzicht auf ein weiteres rechtliches Gehör gewertet werden. 

Durch Stillschweigen könne eine Einsprechende ihre Beteili-

gurig im Eirispruchsverfahren nicht verlieren und damit auch 

nicht ihre Berechtigung zur Beschwerdeinstanz zu gelangen. 

X. Die BeschwerdefUhrerin beantragte per Telex vom 

3. Dezember 1985, das mit Schreiben vom 16. Dezember 1985 

bestätigt wurde mit den Rechtsfragen, die fUr die 

Entscheidung Uber die Beschwerde ma3gebend sind, die grol3e 

Beschwerdekamrner zu befassen. Gleichzeitig stelite sie den 

Antrag auf Anberaumung einer mUndlichen Verhandlung, den sie 

mit Telex vom 15.01.1987, bestätigt mit Schreiben vom 

16.01.1987 zurUcknahm. Sie beantragte, Entscheidung nach 

Lage der Akten. 
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Entacheidungagrflnde 

Damit eine Beschwerde zu1ssig ist, muB sie den Artikein 106 

big 108 EPU und der Regel 64 b) EPU entaprechen. Eine Be-

schwerde, die diesen Artikeln und diese Regel nicht 

entspricht, nuB ala unzulsaig verworfen werden, sofern die 

Mngel nicht big zum Ablauf der nach Artikel 108 maBgebenden 

Fristen beseitigt worden sind (Regel 65 (1) EPU). 

In vorliegenden Fall hat die Beachwerdekanuner den Einwand 

erhoben, daB die BeschwerdefUhrerin und Einaprechende durch 

die Entscheidung, das angegriffene Patent in gendertem 

Umfang aufrechtzuerhalten, in Sinne des Artikels 107 EPU 

nicht beschwert sei. 

r . Eine Beschwer in Sinne des Artikels 107 EPU liegt immer dann 

vor, wenn die Entscheidung hinter dem Begehren des Ver-

fahrensbeteiligten zurflckbleibt. Die BeschwerdefUhrerin 

hatte ihren Einspruch von S. Juni 1983 mit den Ziel des 

Widerrufs des angegriffenen Patents eingelegt. Vergleicht 

man die angefochtene Entscheidung mit diesem Begehren der 

BeschwerdefUhrerin, so ist eine Beschwer nicht zu be-

streiten, da mit der angefochtenen Entacheidung das euro-

päische Patent - wenn auch in geändertem Umfang -aufrecht-

erhalten wird. 

4. FUr die Feststellung einer Beschwer reicht es aber nicht 

aus, das ursprUnglich formulierte Begehren des Verfahrens-

beteiligten mit den Inhalt der Entscheidung zu vergleichen, 

sie muB vielmehr auch im Zeitpunkt des Erlasses der ange-

griffenen Entscheidung und der Einlegung der Beschwerde noch 

bestanden haben. Ein Verfahrensbeteiligter, der sich im 

Verlauf des Verfahrens mit einer vorgeschlagenen Entschei-

dung einverstanden erklärt, kann diese Entscheidung mangels 

Beschwer nicht mehr anfechten, obwohl er ursprlinglich 
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Antrge gesteilt hatte, die mit dem Inhalt der erlassenen 

Entscheidung nicht Ubereinstimmen. 
cj 

Die Kammer ist der Auffassung, daS die BeschwerdefUhrerin 
vor Erlal3 der Ents,cheiduflg Uber die Aufrechterhaltung des 
Patents ausreichend deutlich zu erkennen gegeben hat, dal3 
sie mit dem Erlaø einer soichen Entscheidung einverstanden 

ist. 

Das Einverständnis zurn sachlichen Inhalt einer vorgesehenen 
Entscheidung kann nicht nur ausdrlicklich erklärt werden. 

Eine Antwort gibt auch, wer schweigt, obwohl von ihm 
erwartet wird, dai3 er Steilung nimint, wenn er mit der 
beabsichtigten Entscheidung nicht einverstanden ist. Wer 
unter soichen Umstnden sich nicht erklärt, erklärt sein 
Einverstndnis konkludent, in dem er sich erwartungswidrig 

nicht äui3ert. 

Einsprechende und patentinhaberin waren in der mUndlichen 

Verhandiung vom 11. Oktober 1984 vertreten, in der die 
Einspruchsabteilung den Beteiligten mitteilte, daB sie 

beabsichtige, das Patent in gendertem Umfang 
aufrechtzuerhalten und daB eine Mitteilung gemI3 Regel 58 
(4) EPU mit den geänderten Unterlagen ergehen werde, zu der 

sich die Beteiligten binnen einer Frist von einem Monat 
äul3ern könnten. Diese Mitteilung gemäB Regel 58 (4) EPU 

wurde am 30. Oktober 1984 abgesandt. Ihr waren die 
Unterlagen in der genderten Fassung beigefligt. In der 
Mitteilung wurden die Beteiligten gemäl3 Regel 58 (4) EPU 

gebeten, innerhaib einer Frist von 1 Monat nach Zustellung 
dieser Mitteilung Steilung zu nehmen, wenn sie mit der 

Fassung, in der das europäische Patent aufrechterhalten 

werden soil, nicht einverstanden sind. 
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Ferner wurden die Beteiligten darauf hingewiesen, daB fUr 

den Fall, daB keiner der Beteiligten innerhaib der Monats- 

frist Einwendungen gegen die Fassung, in der das Patent 

aufrechterhalten werden soil, erhebe, die Aufforderung gemäB 

Regel 58 (5) EPU ergehe. 

Die Einsprechende und )etzige BeschwerdefUhrerin wurde 

darauf hingewiesen, daB sie durch die Aufrechterhaltung des 

Patents in geändertem Umfang nicht beschwert sei, wenn sie 

keine Einwendungen gegen die mitgeteiite Fassung erhoben 

habe. 

Nachdem Patent inhaberin wie Einsprechende innerhaib der 

Monatsfrist keine Einwendungen erhoben hatten, konnte die 

Einspruchsabteilung bei dieser Sachiage nur davon ausgehen, 

daB beide Beteiligten mit der Aufrechterhaltung des Patents 

in dem geänderten Umfang einverstanden seien. 

Dem steht nicht entgegen, daB sich das Einverständnis der 

Beteiligten aus einem Schweigen ergibt. Auch ein Schweigen 

kann, wenn gegenteiliges Handeln sonst nach den Umstnden 

erwartet werden kann, als Zustimmung gewertet werden. Dem 

entspricht schon der Satz des rnischen Rechts Qui tacet 

consentire videtur". Dieser Grundsatz gilt hier umso mehr, 

ais das Europäische fibereinkommen in seiner Regel 58 (4) die 

Beteiligten ausdrUcklich zur Steliungnahme auffordert, wenn 

sic mit der Fassung, in der das Patent aufrechterhalten 

werden soil, nicht einverstanden sind. Wer auf eine so kiare 

und im Gesetz vorgesehene Aufforderung schweigt, wird zu 

Recht so behandelt, ale ob er zugestimmt hätte. 

DaB ein Einverstndnis vorliegt, wenn ein Nichteinver-

ständnis nicht erklärt wird, hat die Juristische Beschwerde-

kammer fUr den vergieichbaren Fall der Regel 51 (4) EPU 

bereits entschieden (vgl. "Unzuiässige Beschwerde/CHUGAI 
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SEIYAKU", J 12/83, Abi. 1985, Seiten 6 ff.). Auch im Fall 
der Regel 51 (4) EPU bedarf es nicht der Erklrung des 
ausdrticklichen Einverstndnisses des Aninelders. Das wird 
vielmehr konkludent aus der Tatsache entnommen, da 
der Anmelder die Erteilungs- und Druckkostengeblihr ent-

richtet und die Ubersetzung der Ansprflche eingereicht sowie 
sein Nichteinverst&idnis mit der Erteilung des europischen 
Patents in der vorgesehenen Fassung nicht erklärt hat. 

Nach allem kann somit festgestellt werden, daB die Beschwer-
defUhrerin und damalige Einsprechende durch Nichterklärung 
ihres mangeinden Einverständnisses innerhalb der gesetzten 
Monatsfrist konkludent ihre Zustimxnung zur geplanten Auf-
rechterhaltung des europischen Patents in dem gendertem 
Umfang zun'i Ausdruck gebracht hat. Die Einspruchsabteilung 
durfte daher nach Ablauf der Monatsfrist diese Zustimmung 

ihrem weiteren Verfahren zugrundelegen. 

An dieser Rechtsfolge Undert der Umstand nichts, daB die 
damalige Einsprechende mit ihrem Schreiben vom 

6. Dezember 1984, erklärt hat, daB sie mit der beab-

sichtigten Aufrechterhaltung des Patents nicht einverstanden 
sei. Dieses Schreiben ging erst nach Ablauf der Monatsfrist 

gemäf3 Regel 58 (4) EPU em. Mit dem fruchtlosen Verstreichen 
der Monatsfrist stand - wie bereits ausgeftlhrt - die kon-
kludent erklärte Zustiminung des Einsprechenden zur Aufrecht-

erhaltung des Patents fest. Diese konkludent erklärte 

Zustirnmung kann verfahrensrechtlich nicht anders behandelt 
werden wie eine ausdrflcklich erklrte Zustimmung. An eine 

einmal erklärte Zustimmung ist aber ein Verfahrens-

beteiligter grundsätzlich gebunden, d. h. er kann sie nicht 

nach seinem Belieben wieder ungeschehen machen. Jedenfalls 

gilt das fUr soiche prozessualen Erklärungen, die wie hier 

fUr den Fortgang des Verfahrens bestimxnend sind. Daher 
konnte das nach Fristablauf erklrte Nichteinverstndnis mit 
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der Aufrechterhaltung des Patents die mit Fristablauf 
konkiudent erklärte Zustiminung zur beabsichtigten Aufrecht-
nicht rUckg&igig machen. 

DaB der Einsprechende sich an seine eininal gegebene Zu-
stimmung festhaiten lassen muB, ist auch gerechtfertigt. Es 
besteht kein AnlaB, den Einsprechenden in diesem Zusaminen-
hang anders zu behandein als den Patentinhaber. Beiden wird 
die Mitteilung nach Regel 58 (4) EPU mit der Aufforderung 
zugesteilt, innerhaib eines Monats Steliung zu nebmen, wenn 
sie mit der Fassung, in der das Patent aufrecht erhaiten 
werden soil, nicht einverstanden sind. Nach Ablauf der Frist 
hat der Patentinhaber keine Mg1ichkeit, sein konkiudent er-
k1rtes EinverstUndnis fUr ungliltig zu erkiUren, etwa weil 
ihxn ein Versehen unterlaufen sei (J 12/83, Abi. 1985, 6 
unter Nr. 6 auf Seite 9/10 fUr den Anmelder im Fail der 
Regel 51 (4)). Es besteht kein AnlaB, den Einsprechenden 
anders zu behandein, zumal dieser auf die Folgen seines 
Handelns oder Nichthandelns innerhaib der Monatsfrist in der 
Mitteilung gemäl3 Regel 58 (4) EPtJ hingewiesen wird. Er wird 
ausdrflcklich darUber beiehrt, daB ein Einsprechender, der 
keine Einwendungen gegen die mitgeteilte Fassung des Patents 
erhebt, durch die Aufrechterhaitung in geändertem Umfang 
nicht beschwert ist und ihm daher keine Beschwerde mehr 
gegen diese Entscheidung zustehe. 

Angesichts dieser Sachiage, die dem Einsprechenden aufgrund 
der unmi3verständlichen und ausfUhrlichen Belehrung in der 
Mitteilung gemäl3 Regel 58 (4) kiar ist, kann ein Einspre-
chender nicht mit dem Argument gehört werden, daB fUr ihn 
die Monatsfrist der Regel 58 (4) EPfJ nicht geite. Es steilt 
keine tiberspannung der prozessualen Obliegenheiten eines 
Einsprechenden dar, wenn von ihm veriangt wird, daB er seine 
Einwendungen gegen eine beschränkte Aufrechterhaltung des 
von ihm angegriffenen Patents innerhalb der Monatafrist der 
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Regel 58 (4) EPU vortrgt. Auf diese Weise wird dem 
Einsprechenden in einfacher Weise der Zugang zur Beschwer-
deinstanz eröffnet; denn wenn der Einspruchsabteilung die 
Einwendungen des Einsprechenden keinen AnlaB geben, von der 
mitgeteilten Fassung abzuweichen, so er113t sie eine 
Zwischenentscheidung im Sinne von Artikel 106 (3) EPU, in 

der festgestellt wird, daI3 das Patent und die Erfindung, die 
es zurn Gegenstand hat, unter BerUcksichtigung der vom 
Patentinhaber un Einspruchsverfahren vorgenommenen nde-
rungen den Erfordernissen des EPU genflgen. Gegen diese Ent-
scheidung wird - worUber der Einsprechende in der Mitteilung 
gemäf3 Regel 58 (4) EPU ebenfalls belehrt wird - die geson-
derte Beschwerde zugelassen, so daf3 der Einsprechende, der 
mit der Aufrechterhaltung des Patents in gendertem Umfang 
durch die Einspruchsabteilung nicht einverstanden ist, imrner 
die Moglichkeit hat, diese Entscheidung durch die Beschwer-
dekammer UberprUfen zu lassen. 

Die Rechtsfolge, daI3 die Beschwerde eines Einsprechenden 

wegen mangeinder Beschwer unzu1ssig ist, wenn der Em-
sprechende sein mangeindeS Einverständnis nicht innerhaib 
der Monatsfrist der Regel 58 (4) zu erkennen gibt, stelit 
auch keine unzumutbare Erschwerung des Zugangs zur Rechts-

mittelinstanz dar, denn es wlirde volikommen genligen, wenn 
der Einsprechende innerhaib der Frist ausreichend deutlich 

zuin Ausdruck bringt, daB er nach wie vor mit der Aufrecht-
erhaltung in geändertem Umfang nicht einverstanden ist. 

Dieser geringfUgigen formellen Erfordernis wlirde die Kammer 

ihre Anerkennung gleichwohl versagen, wenn damit nicht 
anzuerkerinende Ziele zum Wohie der Gesantheit der Benutzer 

des europischen Patentsystem verfolgt wUrden. Es ist nicht 
zu verkennen, daB diese Regelung zu einer besonderen 

Erhöhung der Effektivität der prUfenden Instanzen, 
insbesondere der Einspruchsabteilungen des Europischen 
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Patentaznts beiträgt; denn wenri keiner der Beteiligten 

innerhaib der Frist in Regel 58 (4) EPU Einwendungen erhebt, 	- 

braucht die Einspruchsabteilung als Spruchkörper sich mit 
dem Verfahren nicht mehr zu befassen, weil dieses auf den 

Formalsachbearbeiter tlbergeht (vgl. Mitteilung des 

Vizepräsidenten der Generaldirektion 2 des EPA vom 

15. Juni 1984, Abi. 1984, Seite 319). Das gilt nicht nur fUr 
die nach Regel 58 (5) EPU ergehende Mitteilung an den 

patentinhaber, sondern auch fUr den Erlal3 der Entecheidung 

Uber die Aufrechterhaltung des europäischen Patents in 
ge&dertem Umfang nach Artikel 102 (3) EPU. Die Zahi der vom 

Formalsachbearbeiter erlassenen Entscheidungen nach Artikel 

102 (3) EPfJ ist beachtlich hoch. Könnten die Entscheidungen 
nach fruchtlosem Ablauf der Monatsfrist der Regel 58 (4) EPU 
noch mit der Beschwerde angefochten werden, mliBten auch 

diese Entscheidungen von der Einspruchsabteilung als 
Kollegialorgan erlassen und mit Grflnden versehen werden. Es 

liegt auf der Hand, daB das zu einer beträchtlichen 
Mehrbelastung der Einspruchsabteilungen fUhren wlirde, weil 

sie UberflUssigerweise eine begrUndete Entscheidung absetzen 

mfll3ten. Ein solches Verfahren ware nicht nur unökonomisch, 
es wUrde auch den Anreiz fUr eine Einigung der Beteiligten 

auBerhalb des anhangigen Einspruchsverfahrens mindern, wenn 

der Patentinhaber auch in diesem Fall eine begrUndete 

Entscheidung zu erwarten hatte, die sich im einzelnen 

kritisch mit den Voraussetzungen der Patentierbarkeit 

auseinander zu setzen hat. 

16. Der Entscheidung Uber die Aufrechterhaltung im beschränkten 

Umfang geht die Benachrichtigung nach Regel 58 (5) EPU 
voraus. In ihr wird der Patentinhaber aufgefordert, Uber-
setzungen der geänderten AnsprUche einzureichen und die 

DruckkostengebUhr zu entrichten. Ferner ist an diese Mit-

teilung die Mindestfrist zur Einreichung von Ubereetzungen 

der geanderten Fassung in den Vertragsstaaten gemäB Artikel 
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65 (1) Satz 2 in Verbindung mit Artikel 102 (3) Buchstabe b) 

EPU geknupft. Gerade die Mal3nahmen in den Vertragsstaaten 

sind fUr den Anmelder mit erheblichen Kosten verbunden, 
insbesondere wenn dabei ein Vertreter eingeschaltet wird 
oder eine beglaubigte Ubersetzung vorgeiegt werden mul3. Alle 
diese Maf3nahmen erweisen sich als Fehlinvestition, wenn sich 
später herausstellt, daI3 auf einé Beschwerde hin die Fassung 

nochnais verändert oder das Patent widerrufen wird. Dies 
soil nach der derzeitigen Praxis vermieden werden, die eine 
Zwischenentscheidung Uber die der Aufrechterhaltung zugrunde 

zu iegende Fassung vorsieht, falls der Einsprechende 
Einwendungen erhebt. In diesem Fall folgt die Mitteilung 

nach Regel 58 (5) EPU erst nach Rechtskraft der Zwischeri-
entscheidung (vgl. Richtlinien fUr die PrUfung im EPA, Teil 
D, VI. 6.2.2 a und 6.2.3). Erhebt der Einsprechende dagegen 

keine Einwendungen, so fehit es an einem Anknlipfungspunkt 
fUr eine Zwischenentscheidung und der Patentinhaber vertraut 
darauf, daB der Einsprechende an seine stillschweigende 
Zustimmung gebunden ist. Er seinerseits muI3 die durch die 

Mitteilung nach Regel 58 (5) EPU notwendigen Former-

fordernisse erfUllen. 

fiberdies hat insbesondere der Patentinhaber ein legitimes 
Interesse daran, daB das Einspruchsverfahren in angemessener 

Frist abgeschlossen ist und daB die rechtskräftige Aufrecht-

erhaltung seines Schutzrechtes nicht unnötig verzögert wird. 
Die unterschiediiche Behandlung der Aufrechterhaltung in 
genderter Fassung in streitigen und in nicht streitigen 
Filen dient einer soichen Beschleunigung. Das Ma13 an 

prozessualer Mitwirkung, das vom Einsprechenden in dieser 
Hinsicht verlangt wird, ist geringfUgig und zuinutbar. Es ist 

kein schUtzenswertes Interesse ersichtlich, das es 
rechtfertigen wflrde, seine stillschweigende Zustimmung mit 

der fUr die Aufrechterhaltung vorgesehenen Fassung durch die 
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Zulassung einer apteren Beschwerde wieder gegenstandsios zu 
machen. 

DemgemäB hat die Beschwerdekammer die Beschwerde nach Regel 
65 (1) EPU ala unzu1ssig zu verwerfen, weil sic dem Artikel 
107 EPU nicht entspricht. 

Dem Antrag der BeachwerdefUhrerin, mit der Frage der Zu-
lässigkeit ibrer Beachwerde die GroBe Beschwerdekaxnmer zu 
befassen, vermag die Beschwerdekammer nicht zu enteprechen, 
weil sic eine Entscheidung der GroBen Beschwerdekammer in 
dieser Frage nicht fUr erforderlich halt. Die Kammer ver-
kennt nicht, daB die Entscheidung fUr die Einsprechende von 
groBer Bedeutung sein mag, jedoch kann die Entacheidung Uber 
die Zulässigkeit der Beschwerde der Einsprechenden zweifels-
frei den Bestimmungen der Artikel 107 und Regel 58 (4) EPU 
entnonmen werden. In soichen Fallen eracheint die Befassung 
der GroBen Beschwerdekaznmer nicht geboten, zumal sich die 
Kaxnmer mit der Anwendung der Vorechriften des tibereinkommens 
nicht im Widerspruch zu anderen Entscheidungen anderer 
Kammern oder einer gewichtigen Meinung im Schrifttum setzt 
(vgl. J 05/81 Abi. 1982, 155, 159). 

Aus diesen Grtlnden wird vie folgt entschieden: 

Die Beschwerde wird ala unzulässig verworfen. 

Der Antrag, die GroBe Beschwerdekanuner zu befassen, wird 
zurUckgewiesen. 

Der Geschäftsstellenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

Rücke ri 
	

Lancon 
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